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HAMBURGISCHES
GESETZ- UND

VERORDNUNGSBLATT
TEIL I

HmbGVBl. Nr. 24 MONTAG, DEN 16. JULI 2001

Tag I n h a l t Seite

§ 1

Zuständige Behörde

Zuständige Behörde nach § 1 Absatz 1 und § 3 Absätze 1 bis
3 des Lebenspartnerschaftsgesetzes vom 16. Februar 2001
(BGBl. I S. 266) ist die Standesbeamtin oder der Standes-
beamte.

§ 2

Anmeldung zur Begründung einer Lebenspartnerschaft

(1) Zwei Personen gleichen Geschlechts, die eine Lebens-
partnerschaft begründen wollen (Erklärende), haben dies per-
sönlich bei der nach § 3 zuständigen Standesbeamtin oder dem
zuständigen Standesbeamten anzumelden. Ist eine dieser Per-
sonen am persönlichen Erscheinen verhindert, so hat sie eine
schriftliche Erklärung darüber abzugeben, dass sie mit der
Anmeldung durch die andere Person einverstanden ist. Über
die Anmeldung nimmt die Standesbeamtin oder der Standes-
beamte eine Niederschrift auf.

(2) Die Erklärenden haben sich auszuweisen. Von ihnen
sind vorzulegen

1. eine Bescheinigung der Meldebehörde, bei mehreren Woh-
nungen der für die Hauptwohnung zuständigen Melde-
behörde, aus der ihre Vor- und Familiennamen, frühere
Namen, ihr Familienstand, ihr Wohnort und ihre Staats-
angehörigkeit hervorgehen,

2. eine beglaubigte Abschrift oder ein Auszug aus dem Fami-
lienbuch der Eltern der Erklärenden oder, falls die
Erklärenden in einem solchen Familienbuch nicht einge-
tragen sind oder als Kind angenommen worden sind, ihre
Abstammungsurkunde,

3. wenn die Erklärenden verheiratet waren, ihre Abstam-
mungsurkunde und eine beglaubigte Abschrift oder ein
Auszug aus dem Familienbuch ihrer letzten Ehe oder, falls
für diese Ehe kein Familienbuch geführt wird, die Heirats-
urkunde,

4. eine Erklärung nach § 1 Absatz 1 Satz 4 und § 6 Absatz 1 des
Lebenspartnerschaftsgesetzes über ihren Vermögensstand.

(3) Erklärende, die verheiratet waren, haben alle früheren
Ehen und die Art der Auflösung anzugeben. Die Auflösung der
letzten Ehe muss nachgewiesen werden. Ist die letzte Ehe nicht
vor einer deutschen Standesbeamtin oder einem deutschen
Standesbeamten geschlossen worden, so ist auch die Auflösung
etwaiger weiterer Vorehen nachzuweisen, wenn eine entspre-
chende Prüfung nicht bereits anlässlich einer früheren Ehe-
schließung im Inland durchgeführt worden ist. Im Falle der
Auflösung früherer Lebenspartnerschaften gelten die Sätze 1
bis 3 entsprechend.

(4) Erklärende mit ausschließlich ausländischer Staats-
angehörigkeit haben außerdem
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Gesetz

zur Ausführung des Lebenspartnerschaftsgesetzes

(Lebenspartnerschaftsausführungsgesetz – LPartAusfG)

Vom 4. Juli 2001

Der Senat verkündet das nachstehende von der Bürgerschaft beschlossene Gesetz:
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1. ihre Staatsangehörigkeit durch ihren Reisepass, ihren Per-
sonalausweis mit Eintragung der Staatsangehörigkeit oder
eine Bescheinigung der zuständigen Behörde ihres Heimat-
staates und

2. ihren Familienstand durch eine Bescheinigung der zustän-
digen Behörde ihres Heimatstaates

nachzuweisen.
(5) Die Standesbeamtin oder der Standesbeamte prüft, ob

der Lebenspartnerschaft ein Hindernis nach § 1 Absatz 2 des
Lebenspartnerschaftsgesetzes entgegen steht. Reichen die nach
den Absätzen 2 und 3 vorgelegten Urkunden nicht aus, so sind
weitere Urkunden zu fordern. Ist den Erklärenden die Beschaf-
fung der erforderlichen Nachweise nicht oder nur mit erhebli-
chen Schwierigkeiten oder unverhältnismäßig hohen Kosten
möglich, so können auch andere beweiskräftige Bescheinigun-
gen anerkannt werden. Notfalls kann die Standesbeamtin oder
der Standesbeamte Versicherungen der Erklärenden an Eides
Statt entgegennehmen.

(6) Die Standesbeamtin oder der Standesbeamte soll die
Erklärenden befragen, ob sie einen Lebenspartnerschafts-
namen nach § 3 Absatz 1 des Lebenspartnerschaftsgesetzes
bestimmen wollen.

(7) Stellt die Standesbeamtin oder der Standesbeamte kein
Hindernis fest, so teilt sie oder er den Erklärenden mit, dass die
Lebenspartnerschaft begründet werden kann. Sind seit der
Mitteilung an die Erklärenden mehr als sechs Monate vergan-
gen, ohne dass die Lebenspartnerschaft begründet wurde, so
bedarf die Begründung der Lebenspartnerschaft erneut der
Anmeldung und Prüfung der Voraussetzungen.

(8) Steht der Begründung der Lebenspartnerschaft ein Hin-
dernis nach § 1 Absatz 2 des Lebenspartnerschaftsgesetzes ent-
gegen, so hat die Standesbeamtin oder der Standesbeamte die
Amtshandlung abzulehnen. Die Standesbeamtin oder der
Standesbeamte kann auf Antrag der Erklärenden oder der Auf-
sichtsbehörde durch das zuständige Amtsgericht zur Vor-
nahme der Amtshandlung angehalten werden. In Zweifelsfäl-
len kann auch die Standesbeamtin oder der Standesbeamte von
sich aus die Entscheidung des Amtsgerichts darüber her-
beiführen, ob die Amtshandlung vorzunehmen ist. Für das
weitere Verfahren gilt dies als Ablehnung der Amtshandlung.
Auf das gerichtliche Verfahren sind die Vorschriften des Geset-
zes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit
anzuwenden.

§ 3
Örtliche Zuständigkeit

(1) Zuständig ist die Standesbeamtin oder der Standesbe-
amte, in deren oder dessen Bezirk eine der Personen, die eine
Lebenspartnerschaft begründen wollen, ihre Wohnung, bei
mehreren Wohnungen ihre Hauptwohnung oder beim Fehlen
einer Wohnung ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat. Unter
mehreren zuständigen Standesbeamtinnen oder Standesbeam-
ten haben die Erklärenden die Wahl.

(2) Wollen die Erklärenden vor einer unzuständigen
Standesbeamtin oder einem unzuständigen Standesbeamten
die Lebenspartnerschaft begründen, so bescheinigt die zu-
ständige Standesbeamtin oder der zuständige Standesbeamte
in einer Ermächtigung zur Entgegennahme der Erklärung zur
Begründung der Lebenspartnerschaft, dass kein Hindernis
nach § 1 Absatz 2 des Lebenspartnerschaftsgesetzes festgestellt
wurde.

(3) Soll die Begründung der Lebenspartnerschaft vor einer
zuständigen Standesbeamtin oder einem zuständigen Standes-
beamten erfolgen, bei der oder bei dem die Begründung der
Lebenspartnerschaft nicht angemeldet worden ist, so beschei-

nigt die Standesbeamtin oder der Standesbeamte, die oder der
die Anmeldung entgegen genommen hat, dass kein Hindernis
nach § 1 Absatz 2 des Lebenspartnerschaftsgesetzes festgestellt
wurde.

§ 4

Begründung der Lebenspartnerschaft

(1) Die Standesbeamtin oder der Standesbeamte fragt die
gleichzeitig anwesenden Erklärenden einzeln, ob sie eine
Lebenspartnerschaft miteinander begründen wollen. Haben
die Erklärenden die Frage bejaht, so erklärt die Standesbeam-
tin oder der Standesbeamte, dass die Lebenspartnerschaft nun-
mehr begründet ist. Die Begründung der Lebenspartnerschaft
kann in Gegenwart von bis zu zwei volljährigen Zeuginnen
oder Zeugen erfolgen.

(2) Die Begründung der Lebenspartnerschaft ist im Beisein
der Lebenspartnerinnen oder Lebenspartner und der bei der
Begründung anwesenden Zeuginnen oder Zeugen zu beurkun-
den. Sie ist in das Lebenspartnerschaftsbuch, für das der die-
sem Gesetz beigefügte Vordruck nach dem Muster der Anlage 1
zu verwenden ist, einzutragen. Die Eintragung ist von den
Lebenspartnerinnen oder Lebenspartnern, den Zeuginnen
oder Zeugen und von der Standesbeamtin oder dem Standes-
beamten zu unterschreiben. Die Einträge sind fortlaufend zu
nummerieren.

(3) Die Lebenspartnerschaft kann ohne abschließende Prü-
fung nach § 2 begründet werden, wenn nachgewiesen ist, dass
die Begründung der Lebenspartnerschaft wegen lebensgefähr-
licher Erkrankung einer oder eines Erklärenden nicht aufge-
schoben werden kann und glaubhaft gemacht wird, dass der
Begründung der Lebenspartnerschaft keine Hindernisse ent-
gegenstehen.

§ 5

Lebenspartnerschaftsbuch

(1) In das Lebenspartnerschaftsbuch werden eingetragen

1. die Vor- und Familiennamen der Erklärenden, ein akademi-
scher Grad, ihr Beruf, ihr Wohnort und Ort und Tag ihrer
Geburt,

2. die Vor- und Familiennamen der bei Begründung der
Lebenspartnerschaft anwesenden Zeuginnen oder Zeugen,
akademische Grade, ihr Alter, Beruf und Wohnort,

3. die Erklärungen der Lebenspartnerinnen oder Lebenspart-
ner zur Begründung der Lebenspartnerschaft,

4. der Geburtsname mit dem Zusatz „geborene(r)“ bei
Erklärenden, die einen Ehenamen oder Lebenspartner-
schaftsnamen führen und deren Geburtsname nicht dieser
Name ist,

5. der Lebenspartnerschaftsname, gegebenenfalls unter Vor-
anstellung oder Anfügung eines Begleitnamens.

(2) Das Lebenspartnerschaftsbuch ist fortzuführen. Unter-
halb des Eintrags über die Begründung der Lebenspartner-
schaft ist zu vermerken

1. die Aufhebung der Lebenspartnerschaft,

2. die Feststellung des Nichtbestehens der Lebenspartner-
schaft,

3. der Tod der Lebenspartnerinnen oder Lebenspartner, ihre
Todeserklärung oder die gerichtliche Feststellung der
Todeszeit und die Aufhebung solcher Beschlüsse.

(3) Am Jahresende ist das Lebenspartnerschaftsbuch abzu-
schließen und die Zahl der darin enthaltenen Einträge zu ver-
merken.
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(4) Für das Lebenspartnerschaftsbuch ist geordnet nach den
Anfangsbuchstaben der Familiennamen ein Namensverzeich-
nis zu führen.

(5) Das Lebenspartnerschaftsbuch ist dauernd und sicher
aufzubewahren.

§ 6
Lebenspartnerschaftsurkunde

(1) Die Standesbeamtin oder der Standesbeamte stellt auf
Grund des Lebenspartnerschaftsbuches eine Lebenspartner-
schaftsurkunde aus, für die der diesem Gesetz beigefügte Vor-
druck nach dem Muster der Anlage 2 zu verwenden ist.

(2) In die Lebenspartnerschaftsurkunde werden aufgenom-
men
1. die Vornamen und der Familienname nach Begründung der

Lebenspartnerschaft sowie gegebenenfalls der Geburts-
name der Lebenspartnerinnen oder Lebenspartner, akade-
mische Grade, ihr Wohnort und Ort und Tag ihrer Geburt,

2. Ort und Tag der Begründung der Lebenspartnerschaft.

Ist die Lebenspartnerschaft aufgelöst, ist dies am Schluss der
Urkunde anzugeben.

§ 7
Auskünfte aus dem Lebenspartnerschaftsbuch

Einsicht in das Lebenspartnerschaftsbuch und Auskunft
hieraus sowie die Erteilung einer Lebenspartnerschafts-
urkunde kann nur von den Behörden im Rahmen ihrer Zustän-
digkeit und von Personen verlangt werden, auf die sich der Ein-
trag bezieht sowie von deren Lebenspartnerinnen oder Lebens-
partnern, Vorfahren und Abkömmlingen. Behörden haben den
Zweck des Informationsverlangens anzugeben. Andere Perso-
nen haben nur dann ein Recht auf Einsicht und Auskunft,
wenn sie darlegen können, dass sie die Auskünfte benötigen,
um rechtliche Ansprüche eines der beiden Lebenspartnerin-
nen oder Lebenspartner abwenden zu können.

§ 8
Mitteilung an das Lebenspartnerschaftsbuch

(1) Das Familiengericht hat Vorgänge, die nach § 5 Absatz 2
in das Lebenspartnerschaftsbuch einzutragen sind, der Stan-
desbeamtin oder dem Standesbeamten, die oder der das
Lebenspartnerschaftsbuch führt, oder der nach § 1 Absatz 1 des
Lebenspartnerschaftsgesetzes zuständigen Stelle mitzuteilen.

(2) Die Mitteilung soll die Angaben enthalten, die die Stan-
desbeamtin oder der Standesbeamte für die Eintragung
benötigt.

(3) Die §§ 18 bis 22 des Einführungsgesetzes zum Gerichts-
verfassungsgesetz bleiben unberührt.

§ 9
Mitteilungen an Standesämter

(1) Wird für die Eltern einer Lebenspartnerin oder eines
Lebenspartners ein Familienbuch geführt, so ist der Standes-
beamtin oder dem Standesbeamten, die oder der dieses Famili-
enbuch führt, die Begründung der Lebenspartnerschaft mitzu-
teilen. In der Mitteilung sind das Kennzeichen des Familien-
buchs, die Vor- und Familiennamen der Lebenspartnerinnen
oder Lebenspartner, die Namensführung in der Lebenspart-
nerschaft sowie Ort und Tag der Begründung der Lebenspart-

nerschaft und die Nummer des Lebenspartnerschaftseintrags
anzugeben. Ist eine frühere Lebenspartnerschaft der Lebens-
partnerin oder des Lebenspartners aufgelöst worden, so ist
auch dies unter Bezeichnung der Grundlage anzugeben.

(2) Wird für eine Lebenspartnerin oder einen Lebenspart-
ner ein Familienbuch für eine frühere Ehe geführt, so ist die
Mitteilung an die Standesbeamtin oder den Standesbeamten zu
senden, die oder der dieses Familienbuch führt. Absatz 1 Satz 2
gilt entsprechend.

(3) Ist ein Familienbuch noch nicht angelegt, so ist die
Mitteilung nach Absatz 1 an die Standesbeamtin oder den
Standesbeamten zu senden, die oder der die Geburt der
Lebenspartnerin oder des Lebenspartners beurkundet hat.

§ 10

Erklärungen zur Namensführung der Lebenspartnerinnen
oder Lebenspartner

(1) Erklärungen nach § 3 des Lebenspartnerschaftsgesetzes
sind von der Standesbeamtin oder dem Standesbeamten entge-
genzunehmen, vor der oder dem die Lebenspartnerschaft
begründet wird. Eine später abgegebene Erklärung ist von der
Standesbeamtin oder dem Standesbeamten entgegenzuneh-
men, in deren oder dessen Bezirk die Lebenspartnerin oder der
Lebenspartner ihre oder seine Wohnung, bei mehreren Woh-
nungen die Hauptwohnung hat. Die Erklärungen können auch
von den Standesbeamtinnen und Standesbeamten beglaubigt
oder beurkundet werden. Die Standesbeamtin oder der Stan-
desbeamte erteilt der Lebenspartnerin oder dem Lebenspart-
ner, deren oder dessen Name geändert worden ist, hierüber auf
Wunsch eine Bescheinigung.

(2) Für später abgegebene Erklärungen gilt § 9 entspre-
chend.

§ 11

Mitteilung an die Meldebehörde

Die Standesbeamtin oder der Standesbeamte teilt der für
die Hauptwohnung der Lebenspartnerinnen oder Lebenspart-
ner zuständigen Meldebehörde den Tag und Ort der Begrün-
dung der Lebenspartnerschaft, das Standesamt und die Num-
mer des Lebenspartnerschaftsbuches, die Vornamen der
Lebenspartnerinnen und Lebenspartner und die von ihnen bei
und nach Begründung der Lebenspartnerschaft geführten
Familiennamen, den Doktorgrad, den Ort und Tag der Geburt
sowie die Anschrift mit. Bei später abgegebenen Namenser-
klärungen nach § 3 des Lebenspartnerschaftsgesetzes sind nur
der bisherige und der neue Familienname, die Vornamen, der
Doktorgrad, der Tag und Ort der Geburt und die Anschrift mit-
zuteilen.

§ 12

Kosten

Für Amtshandlungen nach dem Lebenspartnerschafts-
gesetz und nach diesem Gesetz werden Verwaltungsgebühren
und Auslagen nach dem Gebührengesetz vom 5. März 1986
(HmbGVBl. S. 37), zuletzt geändert am 14. Dezember 1999
(HmbGVBl. S. 303), in der jeweils geltenden Fassung erhoben.

§ 13

In-Kraft-Treten

Dieses Gesetz tritt am 1. August 2001 in Kraft.

Ausgefertigt Hamburg, den 4. Juli 2001.

Der Senat
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Nr.  _____________ 

 

 

 

                                _____________________ ,  den  _____________________________  

 

 

1.  ______________________________________________________________________ 

_________________________________________________________________________ 

_________________________________________________________________________ 

geboren am  ________________________   in  ___________________________________ 

_________________________________________________________________________ 

(Standesamt  ______________________________________________  Nr.  ___________) 

wohnhaft in  ______________________________________________________________ 

_______________________________________________________  persönlich bekannt -  

ausgewiesen durch ____________________________________________________,  und 

 

2.  _____________________________________________________________________ 

________________________________________________________________________ 

________________________________________________________________________ 

geboren am  ________________________  in  __________________________________ 

________________________________________________________________________ 

(Standesamt  ______________________________________________  Nr.  __________) 

wohnhaft in  ______________________________________________________________ 

_______________________________________________________  persönlich bekannt -   

ausgewiesen durch ________________________________________________________ 

erschienen heute vor der unterzeichneten Standesbeamtin/dem unterzeichneten 

Standesbeamten, um die Lebenspartnerschaft zu begründen. Die Standesbeamtin/Der 

Standesbeamte fragte die Erklärenden zu 1. und 2., ob sie die Lebenspartnerschaft 

begründen wollen. 

Sie bejahten die Frage. Die Standesbeamtin/Der Standesbeamte erklärte, dass die 

Lebenspartnerschaft damit begründet ist. 

 

Anlage 1
(zu § 4 Absatz 2)
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Als Zeugen waren anwesend 

 

1.   ____________________________________________________________________ 

      __________________________________________________ ,  ________  Jahre alt, 

 wohnhaft in  __________________________________________________________ 

 ___________________________________________________  persönlich bekannt – 

 ausgewiesen durch  ____________________________________________________ 

2. ____________________________________________________________________ 

 __________________________________________________ ,  ________  Jahre alt, 

 wohnhaft in  __________________________________________________________ 

 ___________________________________________________  persönlich bekannt – 

 ausgewiesen durch  ____________________________________________________ 

 

Namensführung in der Lebenspartnerschaft:  

Zu 1.: ___________________________________________________________________ 

          ___________________________________________________________________ 

Zu 2.: ___________________________________________________________________ 

          ___________________________________________________________________ 

                          Vorgelesen, genehmigt und unterschrieben 

 _____________________________________________________________________ 

 _____________________________________________________________________ 

 _____________________________________________________________________ 

       _____________________________________________________________________ 

 

                      Die Standesbeamtin/Der Standesbeamte 

 

           

                   _______________________________ 

 
 
Vermerke: 
 
 
 
 

noch Anlage 1
(zu § 4 Absatz 2)
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Lebenspartnerschaftsurkunde 

 

 

(Standesamt ......................................................................................................... 

...............................................................................................  Nr. ...........................) 

.................................................................................................................................. 

.................................................................................................................................. 

geboren am ............................................................................................................... 

in .............................................................................................................................. 

(Standesamt.............................................................................................................. 

...............................................................................................  Nr.  .........................) 

wohnhaft in............................................................................................................... 

...........................................................................................................................und 

................................................................................................................................. 

................................................................................................................................. 

geboren am .............................................................................................................. 

in.............................................................................................................................. 

(Standesamt............................................................................................................. 

...............................................................................................  Nr.  .........................) 

wohnhaft in............................................................................................................... 

haben am.........................................vor der Standesbeamtin/dem Standesbeamten  

in.............................................................................................................................. 

.........................................................................die Lebenspartnerschaft begründet. 

................................................................................................................................. 

................................................................................................................................. 

................................................................................................................................. 

................................................................................................................................. 

................................................................................................................................. 

................................................................................................................................. 

.......................................................................,  den  ............................................... 

     (Siegel)    Die Standesbeamtin/DerStandesbeamte 

 

          .................................................................. 

Anlage 2
(zu § 6 Absatz 1)
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(1) Der Flächennutzungsplan für die Freie und Hansestadt
Hamburg in der Fassung der Neubekanntmachung vom
22. Oktober 1997 (HmbGVBl. S. 485) wird im Bereich des
Zweiten Grünen Rings südlich des Elbeeinkaufszentrums und
nördlich des Botanischen Gartens (Bezirk Altona, Ortsteil 220)
geändert.

(2) Das maßgebliche Stück der Änderung des Flächen-
nutzungsplans und der ihm beigegebene Erläuterungsbericht
werden beim Staatsarchiv zu kostenfreier Einsicht für jeder-
mann niedergelegt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1. Ein Abdruck des Plans und der Erläuterungsbericht kön-
nen beim örtlich zuständigen Bezirksamt während der
Dienststunden kostenfrei eingesehen werden. Soweit

zusätzliche Abdrucke beim Bezirksamt vorhanden sind,
werden sie kostenfrei zur Verfügung gestellt.

2. Unbeachtlich sind

a) eine Verletzung der in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1
und 2 des Baugesetzbuchs in der Fassung vom
27. August 1997 (BGBl. 1997 I S. 2142, 1998 I S. 137)
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften und

b) Mängel der Abwägung,

wenn sie nicht in den Fällen des Buchstabens a innerhalb
eines Jahres, in den Fällen des Buchstabens b innerhalb von
sieben Jahren seit dem In-Kraft-Treten der Änderung des
Flächennutzungsplans schriftlich gegenüber der Stadtent-
wicklungsbehörde geltend gemacht worden sind; der Sach-
verhalt, der die Verletzung oder den Mangel begründen soll,
ist darzulegen.

Dreiunddreißigste Änderung des Flächennutzungsplans für die Freie und Hansestadt Hamburg

Vom 4. Juli 2001

Die Bürgerschaft hat den nachstehenden Beschluss gefasst:

Achte Änderung des Landschaftsprogramms einschließlich Artenschutzprogramm

für die Freie und Hansestadt Hamburg

Vom 4. Juli 2001

Die Bürgerschaft hat den nachstehenden Beschluss gefasst:

(1) Das Landschaftsprogramm einschließlich Artenschutz-
programm für die Freie und Hansestadt Hamburg vom
14. Juli 1997 (HmbGVBl. S. 363) wird im Bereich des Zweiten
Grünen Rings südlich des Elbeeinkaufszentrums und nördlich
des Botanischen Gartens (Bezirk Altona, Ortsteil 220) geän-
dert.

(2) Das maßgebliche Stück der Änderung des Landschafts-
programms einschließlich Artenschutzprogramm und der ihm 

beigegebene Erläuterungsbericht werden beim Staatsarchiv zu
kostenfreier Einsicht für jedermann niedergelegt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

Ein Abdruck der Pläne und der Erläuterungsbericht können
beim örtlich zuständigen Bezirksamt während der Dienst-
stunden kostenfrei eingesehen werden. Soweit zusätzliche
Abdrucke beim Bezirksamt vorhanden sind, werden sie kosten-
frei zur Verfügung gestellt.

Ausgefertigt Hamburg, den 4. Juli 2001.

Der Senat

Ausgefertigt Hamburg, den 4. Juli 2001.

Der Senat
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